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Politische Schwergewichte im Clinch:
AfD-Verbot entzweit Ost-Politiker

Karin Göring-Eckardt und Joachim Gauck diskutieren ein
AfD-Verbot: DDR-Erfahrungen, Verfassungsfragen und

politische Folgen.

Die politische Landschaft in Deutschland wird derzeit von einer
kontroversen Diskussion geprägt, welche die Zukunft der
Alternative für Deutschland (AfD) zum Thema hat.
Ausdrucksstarke Stimmen aus dem Osten Deutschlands haben
ihre Perspektiven zu einem möglichen Parteienverbot
eingebracht. Karin Göring-Eckardt, Bundestagsvizepräsidentin
und Mitglied der Grünen, setzt sich für eine Prüfung eines
solchen Verbots ein. Dabei ist ihre Motivation tief in ihren
Erfahrungen als Teilnehmerin der friedlichen Revolution von
1989 verwurzelt.

Göring-Eckardt hat sich entschieden an die Öffentlichkeit
gewandt, indem sie in einem Interview mit der „Neuen
Osnabrücker Zeitung“ ihrer Überzeugung Ausdruck verlieh, dass
die AfD als Ganzes untersucht werden müsse, um festzustellen,
ob sie die Grundprinzipien der Verfassung verletzt. Angesichts
der jüngsten Ereignisse in Thüringen sieht sie die Notwendigkeit,
die AfD auf ihre Verfassungstreue hin zu überprüfen. Dabei
betont sie jedoch, dass ein solches Verfahren nicht das Ende der
politischen Auseinandersetzung markiere. Laut Göring-Eckardt
ist es unverzichtbar, die Debatte unabhängig von einem
möglichen Verbotsverfahren klar und entschieden
weiterzuführen. Ihre Worte, „Dafür bin ich 1989 nicht auf die
Straße gegangen“, unterstreichen ihr Engagement für eine
intakte Demokratie.



Joachim Gauck warnt vor Radikalisierung

Auf der anderen Seite des Meinungsspektrums steht der
ehemalige Bundespräsident Joachim Gauck. In einem Interview
mit der „Funke-Mediengruppe“ machte er klar, dass er ein
Verbot der AfD nicht unterstützt. Gaucks Ablehnung basiert auf
der Überzeugung, dass ein solches Vorgehen die
gesellschaftliche Spaltung vertiefen könnte. Stattdessen,
argumentiert Gauck, sollten weniger staatliche Eingriffe im
Fokus stehen und mehr die Stärkung der individuellen
Fähigkeiten zur Verteidigung der Demokratie. Er fügte hinzu,
dass ein Verbot der AfD nur zu mehr Wut und Radikalität unter
den Wählern führen könnte. Dies sei politisch unproduktiv und
würde die konservativen Bürger weiter vom Staat entfremden.

Gaucks Standpunkt ist geprägt von der Sorge um die politische
Stabilität. Er kritisiert nicht nur die AfD, sondern äußert sich
auch zur wachsenden Unterstützung für linkspopulistische
Bewegungen wie das Bündnis Sahra Wagenknecht. Für ihn steht
die Frage im Raum, wie sich Deutschlands politische und
wirtschaftliche Zukunft gestalten wird, insbesondere angesichts
der Bedeutung des Zuzugs von Arbeitskräften für den
Wirtschaftsstandort Deutschland.

Der rechtliche Rahmen für ein Parteienverbot in Deutschland ist
klar: Bundestag, Bundesrat oder die Bundesregierung können
ein solches Verbot beim Bundesverfassungsgericht beantragen.
Das Bundesamt für Verfassungsschutz beobachtet die AfD
bereits als rechtsextremistischen Verdachtsfall. Sollte es zu
einem Verfahren kommen, müsste der AfD nachgewiesen
werden, dass sie aggressiv kämpferisch gegen die Verfassung
agiert wie www.welt.de berichtet.

Details

https://www.welt.de/politik/deutschland/article253857726/Goering-Eckardt-zur-AfD-Dafuer-bin-ich-1989-nicht-auf-die-Strasse-gegangen.html
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